
EMBARGOS UND SANKTIONEN AUSSEREUROPÄISCHER 
STAATEN IN VERTRÄGEN MIT DEUTSCHEN UNTERNEHMEN
Die Ukraine-Krise hat der deutschen Wirtschaft deutlich ge-
macht, dass solides Wissen um die Handhabung der rechtlichen 
„Do’s & Don’ts“ aus Embargos, Sanktionen, US-Exportrecht und 
deutschem Außenwirtschaftsrecht im internationalen Handel un-
abdingbar ist, um wirtschaftlich weiterhin erfolgreich zu agieren. 
Dieses komplexe Regelwerk zu beherrschen, wirft schon Schwie-
rigkeiten auf, wenn alle beteiligten Nationen gleiche Handels-
beschränkungen erlassen haben. Wie aber sind solche Situati-
onen zu handhaben, in denen eine Lieferung nach europäischen 
Rechtsmaßstäben erlaubt, aber zum Beispiel nach US-Rechts-
maßstäben verboten ist? Muss sich das deutsche Unternehmen 
dem extraterritorialen US-Embargo unterwerfen?

Verträge zwischen US-Unternehmen und deutschen Unterneh-
men enthalten immer häufiger Klauseln, nach denen sich die deut-
schen Unternehmen der Einhaltung des US-Exportregimes unter-
werfen müssen, sonst drohen die außerordentliche Kündigung 
des Vertrags und signifikante Schadensersatzforderungen des 
US-Unternehmens.

Ein Beispiel: Das US-amerikanische Unternehmen B erfährt, dass 
sein deutscher Geschäftspartner, das Unternehmen A, die von B 
zugelieferten Teile in ein Produkt einbringt, welches später durch 
A in den Iran geliefert wird. Unternehmen B stellt daraufhin seinen 
deutschen Geschäftspartner vor die Wahl, entweder dessen Lie-
ferung von  Produkten in den Iran sofort zu unterlassen, da dieser 
damit gegen das US-Iran-Embargo verstieße, oder den Vertrag so-
fort außerordentlich zu kündigen und erheblichen Schadensersatz 
zu fordern. Nach europäischem Recht ist die Lieferung erlaubt.

Würde A nun, um eine Fortsetzung der Geschäftsbeziehung zu 
erreichen, seinen Vertrieb in den Iran beenden, würde er sich 
an einem ausländischen Embargo beteiligen, welches im euro-
päischen Recht keine Entsprechung findet. Sein Verhalten wür-
de eine nach § 7 Außenwirtschaftsverordnung (AWV) verbote-
ne Boykotterklärung darstellen, weil das US-Embargo über die 
deutschen und europäischen Embargovorschriften hinausgeht. 
Darüber hinaus verbietet die Europäische Union die Einhaltung 
bestimmter US-Gesetze durch europäische Unternehmen in der 
Anti-Boykott-Verordnung (EU) 2271/96 des Rates (Artikel 5), es 
sei denn, sie hat ausnahmsweise zu deren Befolgung ermächtigt. 
Hält ein europäisches Unternehmen ein solches Gesetz ohne die 

Zustimmung der EU-Kommission ein oder gibt eine Boykotterklä-
rung ab, begeht es eine Ordnungswidrigkeit, die mit einer Geld-
buße bis zu 500.000 Euro geahndet werden kann. Darüber hinaus 
droht eine Unternehmensprüfung durch das Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle, welches zur Sicherung der Einhal-
tung der rechtlichen Rahmenbedingungen Unternehmen weitere 
Exporte untersagen kann, und zwar solange bis die dafür erfor-
derlichen Kenntnisse bei dem Unternehmer nachgewiesen sind.

Insbesondere im Rahmen von Geschäftsbeziehungen mit US-ame-
rikanischen Unternehmen sind deutsche bzw. europäische Unter-
nehmen also häufig divergierenden Verpflichtungen aus ameri-
kanischen und europäischen Wirtschaftssanktionen ausgesetzt. 
Während die EU Wirtschaftssanktionen auf Basis von Resolutio-
nen der Vereinten Nationen erlässt, verhängen die USA auch ei-
gene weiterreichende Embargos gegenüber Drittländern (z.B. dem 
Iran). In diesem Spannungsfeld stellen das Boykottverbot nach § 7 
AWV und die Anti-Boykott-Verordnung der EU die maßgeblichen 
Handlungsanweisungen für deutsche Unternehmen dar, die be-
reits im Rahmen der Vertragsgestaltung Beachtung finden sollten.

A ist mithin am besten beraten, bereits bei der Eingehung der 
vertraglichen Bindung diese Maßgaben zu beachten. Im Nachhi-
nein kann sich A zwar an die EU-Kommission wenden und erfra-
gen, ob diese ihm nach der Anti-Boykott-Verordnung diplomati-
schen Schutz gewährt oder ihm ausnahmsweise gestattet, das 
US-Embargo zu befolgen. Nur im Falle einer solchen Gestattung 
dürfte A die Boykotterklärung abgeben, ohne eine Geldbuße be-
fürchten zu müssen. 

Idealerweise wird dieses Risiko aber bereits im Rahmen der Ver-
tragsverhandlung eliminiert: Standardklauseln in US-amerikani-
schen Verträgen, die zu einer Einhaltung aller US-Sanktionen ver-
pflichten, sollte mit einer Regelung begegnet werden, die eine 
Verpflichtung zur Beachtung der US-Vorschriften durch den deut-
schen Vertragspartner nur insofern begründet, wie die US-Sank-
tionen mit den europäischen Vorschriften deckungsgleich sind. 
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MITTELSTAND aktuell
Alles was Recht ist

Der BVMW vertritt im Rahmen der Mittelstandsallianz 
270.000 kleine und mittlere Unternehmen mit ca. 9 Millio-
nen Mitarbeitern. Über 300 Repräsentanten haben jährlich 
rund 700.000 direkte Unternehmerkontakte. Der BVMW or-
ganisiert mehr als 2.000 Veranstaltungen pro Jahr.
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